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Drucksache 1495 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 24. Juni 1955 


Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates, 

Herrn Ministerpräsidenten Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 143. Sitzung 
am 24. Juni 1955 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 8. Juni 1955 verabschiedeten 

Personalvertretungsgesetzes 
- Drucksachen 160 (neu), 1189, 1287 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus den aus der Anlage ersichtlichen 
Gründen einberufen wird. 


gez. Altmeier 


Bonn, den 24. Juni 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 10. Juni 1955 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Altmeier 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



BUNDESRAT 


Anlage 


Änderungsvorschläge 

zu dem Personalvertretungsgesetz 


1. Zu § 47 

In Abs. 1 werden die Worte „einmal in 
jedem Kalendervierteljahr” ersetzt durch 
die Worte „mindestens einmal jährlich”. 

Begründung 

Es erscheint ausreichend, obligatorisch fest- 
zulegen, daß die Personalversammlung nur 
mindestens einmal im Jahr zur Entgegen- 
nahme des Tätigkeitsberichtes des Personal- 
rates einzuberufen ist. Darüber hinaus ist 
bereits durch § 47 Abs. 2 eine häufigere 
Einberufung der Personalversammlung nach 
den jeweils bestehenden sachlichen Be- 
dürfnissen gewährleistet. 

2. Zu § 62 

Abs. 3 wird eingangs wie folgt gefaßt : 

„(3) Beantragt der Personalrat eine Maß- 
nahme in sozialen Angelegenheiten, die 

Begründung 

Die Ergänzung dient der gebotenen Prä- 
zisierung. 

3. Zu §§ 62 und 63 

a) In § 62 wird Abs. 5 wie folgt neu 
gefaßt : 

„(5) Ergibt sich zwischen der ober- 
sten Dienstbehörde und der bei ihr be- 
stehenden zuständigen Personalvertre- 
tung keine Einigung, so entscheidet der 
Bundesminister. ” 

b) § 63 wird gestrichen. 

Begründung zu a) und b) 

Die gegenwärtige Fassung entfernt sich von 
der Vorlage der Bundesregierung und 
führt zur Untergrabung der parlamentari- 
schen Verantwortung der Minister. Im 
Zusammenhang mit dem Initiativrecht der 


Personalräte in Mitbestimmungsangelegen- 
heiten nach [§ 62 Abs. 3 schafft sie die 
Möglichkeit, * gegen den Willen des ver- 
antwortlichen Ressortchefs Personalentschei- 
dungen durchzusetzen. 

4. Zu § 66 

a) In Abs. 1 wird Buchstabe a wie folgt 
ergänzt : 

„jedoch nur mit Zustimmung des An- 
tragstellers,”. 

b) Abs. 3 Satz 1 wird wie [folgt neu ge- 
faßt : 

„(3) Der Personalrat wirkt auf Antrag 
des Bediensteten mit, wenn Ersatzan- 
sprüche gegen ihn geltend gemacht 
werden.” 

Begründung zu a) und b) 

Das Interesse der Bediensteten daran, daß 
derartige personelle Dinge dem Personal- 
rat nicht unterbreitet zu werden brauchen, 
ist zu schützen. 

5. Zu § 71 

a) in Abs. 1 wird Buchstabe a gestrichen. 
Begründung 

Das Mitbestimmungsrecht bei der Ein- 
stellung von Angestellten und Arbeitern 
führt zur Durchbrechung der parlamen- 
tarischen Verantwortung. 

b) In Abs. 2 wird folgender neuer Buch- 
stabe a eingefügt: 

„a) die Maßnahme gegen ein Gesetz, 
eine Verordnung oder eine Bestim- 
mung in einem Tarifvertrag oder 
gegen eine gerichtliche Entscheidung 
oder eine Verwaltungsanordnung 
verstößt, oder” 
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Begründung 

Gebotene Ergänzung, die zugleich im 
wesentlichen die ursprüngliche Fassung 
der Regierungsvorlage wiederherstellt. 

Die bisherigen Buchstaben a, b und c 
werden Buchstaben b, c und d. 

6. Zu § 77 

In Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „für 
die innere Verwaltung zuständige oberste 
Landesbehörde im Einvernehmen mit der 
obersten Arbeitsbehörde des Landes” er- 
setzt durch die Worte „Landesregierung 
oder die von ihr bestimmte Stelle”. 

B;e g r ii n d u n g 

§ 77 Abs. 2 Satz 3 greift ohne Notwen- 
digkeit in die Ressortverteilung innerhalb 
der Landesregierung ein. Es sollte den 
Landesregierungen überlassen bleiben, wel- 
che^ Stellen mit der Berufung der Beisitzer 
beauftragt werden und mit welchen Stellen 
vorher das Einvernehmen herzustellen ist. 

7 Zu § 80 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß 
klargestellt werden sollte, ob die Pvechts- 
verordnung nach § 80 mit oder ohne Zu- 
stimmung des Bundesrates ergehen soll. 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des 
Bundesrates. Demzufolge sind nach Art. 80 
Abs. 2 GG auch Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
zustimmungsbedürftig. 

Da die in § 80 genannte Rechtsverord- 
nung aber lediglich die Bundesverwaltung 
betrifft, sollte die Zustimmung des Bundes- 
rates ausgeschlossen werden. 

3. Zu § 82 

Abs. 2 wird gestrichen. 

Begründung 

Entsprechend den Beschlüssen des Bundes- 
rates zum Beamtenrechtsrahmengesetz (§ 121) 
sollte auch hinsichtlich des Personalver- 
tretungsrechts keine bestimmte Frist be- 
züglich der unmittelbaren Geltung der 
Rahmenvorschriften für die Länder vor- 
gesehen werden. 


9. Zu § 83 

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt neu 
gefaßt : 

„(1) In den Verwaltungen und Be- 
trieben der Länder, Gemeinden, Ge- 
meindeverbände und der sonstigen 
nicht bundesunmittelbaren Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts werden Personal- 
vertretungen gebildet ; für Polizeibe- 
amte und Angehörige von Dienststellen, 
die bildenden, wissenschaftlichen und 
künstlerischen Zwecken dienen, können 
die Länder eine besondere Regelung 
vor sehen.” 

Begründung 

Die besondere verwaltungsöigamsato- 
rische Lage in den angegebenen Dienst- 
bereichen erfordert eine Sonderbehand- 
lung. 

b) Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 
Begründung 

Die Vorschrift geht über den Charakter 
einer Rahmenvorschrift hinaus. Die 
Entscheidung über die Bildung von 
Stufenvertretungen und Gesamtperso- 
nalräten sollte den Ländern überlassen 
bleiben. Der verwaltungsmäßige Auf- 
bau der Länder ist in vielen Zweigen 
von dem des Bundes durchaus ver- 
schieden. Der Bund sollte daher der- 
artige Eingriffe in die Entscheidungs- 
freiheit der Landesgesetzgeber unter- 
lassen. 

10. Zu § 84 

In Abs. 1 werden die Worte „und bei 
Vorliegen mehrerer Wahlvorschläge nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl” ge- 
strichen. 

Begründung 

Die Vorschrift geht über den Charakter 
einer Rahmenvorschrift hinaus. Die Be- 
stimmung des Wahlmodus ist den Ländern 
zu überlassen. 

11. Zu § 87 

Die Abs. 1 und 3 werden gestrichen. 
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Begrün düng 

Es handelt sich hier nicht um Rahmen- 
vorschriften, sondern um Einzelregelungen, 
die den Ländern überlassen werden sollen. 

12. Zu § 88 

Abs. 3 wird gestrichen. 

Begrün düng 

Vgl. Begründung zu § 87. 

13. Zu § 90 

§ 90 wird gestrichen. 

Beg ründung 

Für die Regelung des Personalvertretungs- 
wesens in Verwaltungen und Betrieben 
der Länder, Gemeinden usw. steht dem 
Bund nur das Recht der Rahmen gesetz- 
gebung gemäß Art. 75 Nr. 1 GG zu. 
Die in § 90 des Entwurfs vorgesehene 
Regelung schreibt jedoch den Ländern 


im einzelnen vor, in welchen Angelegen- 
heiten die Personalvertretungen zu be- 
teiligen sind und geht daher über das 
verfassungsrechtlich zulässige Maß bundes- 
gesetzlicher Regelung hinaus. Der Gesetz- 
gebung der Länder kann darin vertraut 
werden, daß sie eine angemessene Beteili- 
gung der Personalvertretungen an den 
die Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
berührenden Angelegenheiten vorsehen 
wird. 

14. Zu § 91 

§ 91 wird gestrichen. 

Begründung 

Die Vorschrift erscheint überflüssig. 

15. Zu § 101 

Abs. 2 wird gestrichen. 

Begründung 

Anpassung an die Fassung der Berlin-Klau- 
sel im Betriebsverfassungsgesetz. 
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